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Der Kontext des Projekts «Muslimische 	
Organisationen als gesellschaftliche 		
Akteure»

Seit 2016 führt das Schweizerische Zentrum für Islam und Gesellschaft 
(SZIG) im Rahmen des Projekts „Muslimische Organisationen als ge-
sellschaftliche Akteure“ (MOGA) schweizweit Workshops besonders für 
muslimische Zielgruppen durch, die Raum für eine kritische Auseinander-
setzung mit unterschiedlichen Themen an der Schnittstelle von Islam und 
Gesellschaft bieten. Aufgrund der positiven Resonanz auf Seiten der 
Teilnehmenden wie der beteiligten Fachpersonen und Institutionen lag es 
nach der ersten Serie von 26 Workshops auf der Hand, das Projekt in verän-
derter Form fortzusetzen. Dabei ging es besonders um zwei Modifikationen: 
zum einen sollten längere Workshops über drei Tage angeboten werden; 
zum anderen sollten verstärkt auch Teilnehmende von ausserhalb der 
muslimischen Organisationen gewonnen werden, um einen intensiveren 
Dialog zu ermöglichen.

Eines der beiden Themen, welches für dieses neue Format aufgrund eines 
von unterschiedlichen Seiten artikulierten Bedarfs ausgewählt wurde, ist 
das Feld von Religion und Arbeitswelt. Die Erwerbstätigkeit gilt als zentraler 
Ort gesellschaftlicher Integration. Zahlreiche Studien und Forschungsar-
beiten belegen die Tragweite ethnisch bzw. religiös bedingter Diskrimi-
nierung in der Arbeitswelt (vgl. EKR 2012; Gianni/Giugni/Michel 2015; 41–46; 
Tangram 2012). Oft geht es hier um die derzeit viel diskutierte Sichtbarkeit 
religiöser Praxis (vgl. Salzbrunn 2019), die wiederum auf sehr unterschied-
liche Weise ausgelegt und wahrgenommen werden kann. Gerade für musli-
mische Frauen, die zudem teilweise auch eine ausländische Nationalität 
besitzen, erweist sich die Suche nach einer dauerhaften Arbeit als Heraus-
forderung, besonders wenn sie ein Kopftuch tragen. Gleichwohl erwies es 
sich für diese Workshops als zentral, nicht ein klischeehaftes Verständnis 
der Praxis des Islams und ein eindimensionales Bild von muslimischen 
Frauen zu verstärken, sondern der Vielfalt an Identitäten, Überzeugungen 
und Praktiken Rechnung zu tragen. Kopftuch tragende Frauen waren unter 
den Teilnehmenden der Workshops breit vertreten, was sich auch auf die 
dort geführten Diskussionen auswirkte – selbstverständlich ohne dass 
diese Stimmen den Anspruch erhoben hätten, alle Musliminnen zu re-
präsentieren. Immer wieder wurde in den Workshops deutlich, dass hierzu 

innerislamisch kontroverse Diskussionen stattfinden, welche im Projekt 
MOGA einen Reflexionsraum gefunden haben.
Themen, die mit Diskriminierung und Muslimfeindlichkeit zusammenhän-
gen, sind oft im besonderen Masse umstritten. Aus der Sicht des SZIG 
erweist es sich als wichtig, Erfahrungen und Wahrnehmungen von Betroffe-
nen ernst zu nehmen, ohne diese in eine lähmende Opferrolle verfallen zu 
lassen. So dient das Projekt MOGA gerade dazu, dass muslimische Akteure 
ihre Handlungsfähigkeit stärken können und eine kritische Selbstreflexion 
aller Beteiligten stattfindet. In diesem Sinn vereint das vorliegende Heft der 
SZIG-Papers-Reihe Grundinformationen, Erkenntnisse aus den Workshops 
sowie Möglichkeiten zur vertieften Auseinandersetzung. Auf diese Weise 
soll etwas von der Atmosphäre des gegenseitigen Lernens in den Workshops 
an eine breite Leserschaft vermittelt werden – verbunden mit dem Ziel, da-
mit Orientierung und Anregungen für ein vertieftes Nachdenken und Pers-
pektiven für neue gesellschaftliche Handlungsoptionen in einem kontro-
versen Themenfeld zu vermitteln.

An dieser Stelle sei dem Staatssekretariat für Migration (SEM) und der Fa-
chstelle für Rassismusbekämpfung (FRB) für die Förderung des Projekts ge-
dankt. Ein besonderer Dank gilt zudem den muslimischen Partnern sowie 
den Fachpersonen aus unterschiedlichen Bereichen, die die Workshops 
mitgestaltet haben.
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«Wenn mir der Arbeitgeber während eines Vorstellungsgesprächs mitteilt, 
dass ich die Kunden mit meinem Kopftuch erschrecken würde, entschuldige 
ich mich und sage mir, ich hätte nicht das Recht dazu, das Unternehmen 
dieses Risiko eingehen zu lassen.» Diese bedeutungsschweren Worte wur-
den während einer Pause in einem Workshop über Religion am Arbeitsplatz 
geäussert. Tatsächlich scheinen die Arbeitswelt und die sichtbare religiöse 
Praxis, in diesem Fall aus muslimisch-theologischer Sicht, oft Konfliktpo-
tential zu bergen. Dem zugrunde liegt die Idee einer Dichotomie zwischen 
öffentlicher und privater Sphäre, wobei die Arbeitswelt der ersteren, und 
die Religionsausübung der letzteren zugeordnet wird. Die Erfahrung dieser 
jungen Frau ist nicht einfach eine seltene Ausnahme, sondern spiegelt ein 
zweifaches Unbehagen wider: Zum einen auf Seiten der Arbeitgebenden, 
die oft nicht wissen, wie sie die religiösen Zugehörigkeiten ihrer Mitar-
beitenden ansprechen oder mit ihnen umgehen sollen. Zum anderen seitens 
der Kopftuch tragenden muslimischen Frauen, die oft verinnerlicht haben, 
dass ihr Kopftuch für Arbeitgebende eine Quelle von Störungen oder sogar 
Konflikten sein kann und die selber in ihrem eigenen Diskurs über das Kopf-
tuch keine neutrale Haltung einnehmen. Unbehagen und Spannungen im 
Zusammenhang mit der Religion am Arbeitsplatz kristallisiert sich nicht nur 
rund um das islamische Kopftuch. Auch Urlaubsanträge anlässlich von 
Feiertagen, Anpassungen der Zeitpläne und die Schaffung von Räumen für 
die Ausübung von Gebeten, Ernährungsvorschriften, oder die Weigerung, 
mit bestimmten Produkten oder Waren (Fleisch oder Alkohol) in Kontakt zu 
kommen, sind weitere Beispiele. Es ist daher nicht ungewöhnlich, dass die 
Frage des Umgangs mit sichtbarer Religionszugehörigkeit, in diesem Fall 
der Ausübung des Islam, im beruflichen Bereich sowohl für Arbeitnehmende 
als auch für Arbeitgebende zu einem Thema wird.

Drei Workshops 

Diese Feststellung, verbunden mit einer Bedarfsanalyse unter Fachper-
sonen aus den Bereichen Personal, Unternehmensberatung und Migration 
sowie Personen, die sich in muslimischen Verbänden engagieren, bildeten 
den Anlass, um eine Reihe von Workshops zum Thema Religion am Ar-
beitsplatz zu entwickeln und durchzuführen. Diese richteten sich an junge 
muslimische Frauen und Männer, die am Beginn einer beruflichen Laufbahn 

Einleitung 

stehen, sowie an Personen aus muslimischen Organisationen, die sich für 
die Förderung der Vermittelbarkeit von Arbeitsuchenden einsetzen, aber 
auch an Fachpersonen aus den Bereichen Diskriminierung, Unternehmen 
und Verwaltung. Zwischen April 2019 und März 2020 ermöglichten drei 
Workshops von insgesamt neun Kurstagen einen Raum für Diskussionen 
und Überlegungen zu diesen Themen. Die Mehrheit der Teilnehmenden wa-
ren Verantwortliche aus muslimischen Organisationen. Die Mehrzahl der 
Personen, die unserer Einladung gefolgt sind, waren Frauen, von denen die 
meisten das Kopftuch trugen. Dies führte dazu, dass ein grosser Teil der 
Diskussionen, die auf den subjektiven Erfahrungen der Teilnehmerinnen ba-
sierten, sich auf den Stellenwert des Kopftuches am Arbeitsplatz konzen-
trierte. Fakt ist – wie oben bereits betont –, dass dies nur einen Bruchteil 
der Praktiken und Fragen von Musliminnen und Muslime in der Schweiz ab-
bildet.

Die Vermittlung von Wissen und Werkzeugen im Hinblick auf den Umgang 
mit religiösen Zugehörigkeiten während einer beruflichen Laufbahn sowie 
die Anregung zur Reflexion über diese Fragen unter Arbeitnehmenden und 
Fachleuten bildeten den roten Faden dieser Weiterbildung. Fachpersonen 
aus Unternehmen sowie aus den Bereichen Diskriminierung und Forschung, 
aber auch aus muslimischen Vereinen bringen in diesem SZIG-Paper ihre 
Perspektiven ein. 

Übergeordnete Ziele und Aufbau des SZIG-Papers

Die Workshops verfolgten drei übergeordnete Ziele: 

1.	 Mechanismen von Diskriminierung auf dem Arbeitsmarkt besser zu verstehen
2.	 Herausforderungen für Arbeitgebende wie Arbeitnehmende in Bezug auf 

Religion am Arbeitsplatz zu betrachten
3.	 Reibungspunkte zwischen Arbeitsalltag und religiöser Praxis zu reflektieren

Das vorliegende, in vier Teile gegliederte SZIG-Paper hat zum Ziel, die in den 
Workshops behandelten Themen zu vertiefen und einem breiteren Publikum 
zugänglich zu machen. Das erste Kapitel führt die Leserinnen und Leser in das 
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Vokabular der Diskriminierung, einschliesslich der Begriffe «Stereotypen» 
und «Vorurteile», ein. Dabei wird eine Definition dieser Begriffe vorgeschla-
gen, welche das Bewusstsein für die Mechanismen der Mehrfachdiskrimi-
nierung schärft und die Existenz von struktureller oder institutioneller Diskri-
minierung zur Diskussion stellt. Das zweite Kapitel befasst sich mit 
praktischen Erfahrungen im Bereich der Prävention und Bekämpfung von 
Diskriminierung. In zwei Interviews stellen Alma Wiecken, Leiterin der 
Eidgenössischen Kommission gegen Rassismus (EKR) und juristische Fa-
chperson und Nermina Ademović, Rechtsberaterin bei der Föderation Isla-
mischer Dachorganisationen Schweiz (FIDS) zwei Facetten der Herausfor-
derungen und Hindernisse für Religion am Arbeitsplatz vor. Im dritten Kapitel 
werden einige Fragen zum Umgang von Arbeitnehmenden, die religiöse Prak-
tiken ausüben oder Zeichen von Religionszugehörigkeit am Arbeitsplatz tra-
gen, erörtert. Insbesondere geht es um die Dekonstruktion eines homogenen 
Verständnisses der Arbeitswelt als diskriminierenden Raum und um die Diffe-
renzierung von Erfahrungen anhand von Beispielen aus dem öffentlichen Sek-
tor,  den KMU und multinationalen Unternehmen. Sabrina Ben Amara, eine 
junge Frau, die Kopftuch trägt und als Apothekerin arbeitet, berichtet darü-
ber hinaus in einem Interview über ihre Erfahrungen. Dieses Kapitel bietet 
auch Gelegenheit, unterschiedliche Fragen vorzustellen, die sich praktizie-
rende Musliminnen und Muslime im Zusammenhang mit ihrem täglichen 
Berufsleben stellen, sowie die Argumentationen darzulegen, auf die sie zur 
Beantwortung bestimmter Fragen oder Widersprüche zurückgreifen. Einige 
Überlegungen zur Vereinbarkeit von Arbeit und religiöser Praxis runden 
dieses Themenheft ab.
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Theoretische Aspekte

Da Diskriminierung Gegenstand verschiedener Disziplinen ist – wie etwa der 
Psychologie, der Rechts-, Wirtschafts- und Sozialwissenschaften –, gibt es 
auch eine entsprechende Vielzahl von Definitionen und Perspektiven. Die Un-
tersuchungsobjekte der Analysen sind bisweilen die Akteurinnen und Akteure 
sowie Opfer von Diskriminierung, aber auch die Mechanismen, Umstände und 
Auswirkungen der Benachteiligung. Im Rahmen dieser Publikation verwenden 
die Autorinnen und Autoren das Vokabular der Sozialwissenschaften. Aus 
theoretischer Sicht wird Diskriminierung als ein dreiseitiger Interaktionspro-
zess zwischen Individuen, Strukturen und Systemen betrachtet. «Diese syste-
mische Perspektive lädt uns ein, in einem intersektionellen Ansatz zu überle-
gen, wie sich die verschiedenen Diskriminierungsursachen je nach den 
Umständen artikulieren, beeinflussen, verstärken oder abschwächen» 
(Chappe, Eberhard und Guillaume, S.9). Diese Autorinnen und Autoren be-
tonen daher, dass sich Diskriminierung selten als ein statisches, monokau-
sales Phänomen manifestiert, sondern dass sie sich oft an der Schnittstelle 
verschiedener Merkmale, wie Geschlecht, Alter, Lebensstil, Nationalität, eth-
nische Herkunft oder Religionszugehörigkeit, abspielt, die je nach Situation 
variieren können. Sie räumen auch den Individuen, Subjekten und Objekten 
diskriminierender Handlungen, eine wichtige Rolle ein und definieren somit 
Diskriminierung als «eine Tatsache, die eine Vielzahl von Akteurinnen und Ak-
teuren in unterschiedlichen Rollen, Positionen und Ressourcen betrifft. In 
diesen Konstellationen, in denen es um Macht geht, sind die diskriminierten 
Personen oder Gruppen keine passiven Empfängerinnen oder Empfänger von 
Diskriminierung. Sie können sich in verschiedenen Praktiken der Vermeidung 
oder des Widerstands engagieren, die von einfacher ironischer Distanzierung 
bis hin zu juristischer Anfechtung reichen» (Chappe et al., S.9).

1.	Vokabular der Diskriminierung 

Was ist ein Stereotyp? 
Ein Stereotyp ist eine vorgefasste Idee, eine vorgefertigte Meinung, ein 
essenzialisierendes Etikett, das von einer bestimmten Gruppe mehr 
oder weniger geteilt wird und unterschiedslos auf die Mitglieder einer 
anderen Gruppe übertragen wird. Es entsteht durch eine soziale 
Konstruktion basierend auf Verallgemeinerungen, in der eine Person 

oder Gruppe auf eine übertreibende Zuspitzung einiger ihrer physischen, 
kulturellen, sozioökonomischen Eigenschaften oder Merkmale reduziert 
wird. Die Stereotypisierung kann positiv, neutral oder negativ sein. 
Während die Stereotypisierung die Funktion hat, die Realität zu verein-
fachen, damit sich das Individuum in ihr orientieren kann, begünstigt die 
Reduzierung der Komplexität der Gesellschaft auf kollektive Karikaturen 
die Entwicklung von Vorurteilen und die Hierarchisierung der Gruppen und 
Individuen, aus denen sich die Gesellschaft zusammensetzt. Es ist zu 
beachten, dass jede soziale Gruppe von anderen Gruppen stereotypisiert 
wird. Diese Stereotypen werden häufig durch das Elternhaus, die Medien, 
die Werbung oder auch über Witze und Scherze weitergereicht.

Empirische Aspekte
Aus einer praxisnahen Perspektive wird Diskriminierung als Ungleichbehandlung 
verstanden, von Personen mit sozial bedeutsamen, wesentlichen und unverän-
derlichen Merkmalen wie Geschlecht, Hautfarbe, ethnischer Herkunft, Religion, 
sexueller Orientierung, Lebensstil oder einer Beeinträchtigung (Schönenberger 
und Fibbi 2011). In ihrem Beitrag betont Rosita Fibbi, dass Diskriminierung einen 
Standard der Gleichheit voraussetzt. Ohne die implizite Annahme eines Gleich-
heitsbegriffs kann eine Handlung nicht als diskriminierend betrachtet werden. In 
der Schweiz kommt diese Norm unter anderem im Verfassungsartikel 8 zum Aus-
druck, der die Gleichheit aller Personen vor dem Gesetz postuliert, unabhängig 
von ihrer Herkunft, Rasse, ihrem Geschlecht, Alter, ihrer Sprache, sozialen Posi-
tion, Lebensweise, religiösen, philosophischen oder politischen Überzeugungen 
oder einer körperlichen, geistigen oder psychischen Beeinträchtigung (Absatz 2). 
Tarek Naguib definiert Diskriminierung als einen Prozess der Abwehr, der Ausg-
renzung, der Vorverurteilung und der (kollektiven) Vormachtstellung auf der 
Grundlage von Vorurteilen und Stereotypen. Dieser wechselseitige Prozess – 
zwischen Individuen, der Gesellschaft und Gruppen innerhalb der Gesellschaft – 
wird von Individuen mit bestimmten Merkmalen vollzogen und betrifft andere 
Individuen mit anderen Merkmalen (Naguib 2014, S. 27-28). So werden durch die 
Diskriminierung nicht nur Mitglieder einiger Gruppen benachteiligt, sondern auch 
Mitglieder einer anderen Gruppe ungerechterweise bevorzugt (Brauer 2019).
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Was ist ein Vorurteil?
Unter einem Vorurteil wird eine ablehnende Haltung gegenüber 
Personen verstanden, die einer anderen sozialen Gruppe angehören. 
Es handelt sich um eine negative Bewertung von Menschen, noch bevor 
man sie kennt. Diese basiert auf der Stereotypisierung der Gruppe 
aufgrund eines Merkmals ihrer Gruppenzugehörigkeit, ohne weitere 
Merkmale ihrer Identität zu berücksichtigen. Laut Fibbi sind Vorurteile 
die kognitive Dimension der Stereotypisierung. Diese besteht in der 
Ablehnung des anderen Menschen als Mitglied einer Gruppe, 
gegenüber der man negative Gefühle hegt (Fibbi 2019). Ein Vorurteil ist 
zugleich eine kognitive Beurteilung und eine affektive Reaktion. Wie 
Stereotypen reduzieren Vorurteile die soziale Komplexität und können 
dazu verwendet werden, Einzelpersonen und Gruppen einzubeziehen 
oder auszuschliessen. Sie führen zu Verallgemeinerungen, die nicht 
nur unzutreffend sein können, sondern auch zu einer 
Ungleichbehandlung führen oder diese sogar legitimieren können. 

Oft wird von einer Spirale der Diskriminierung gesprochen, da sie auf Stereo-
typen gründet, die durch Vorurteile verstärkt werden. Diese führen zu Ungleich-
behandlung und Ausgrenzung. 

Die Spirale der Diskriminierung drückt den Übergang von einer vorgefassten 
Meinung über ein willkürliches Urteil bis hin zu einer Ungleichbehandlung 
aus, die wiederum zum Ausschluss führen kann. Sie repräsentiert im Wesent-
lichen eine direkte und zwischenmenschliche Diskriminierung, veranschau-
licht jedoch nicht die Prozesse indirekter, institutioneller und struktureller 
Diskriminierung. 

Mehrfache Diskriminierung

Nicht selten summieren sich Diskriminierungsmotive. Dies wird als 
Mehrfachdiskriminierung bezeichnet. Laut Isabelle Daugareilh basiert 

Und wie steht es mit dem Rassismus?
Im Gegensatz zu Diskriminierung, die in Handlungen umgesetzt wird, 
ist Rassismus die diskursive und ideologische Dimension der Diskrimi-
nation. Er ist ein Plädoyer, das den diskriminierenden Akt legitimiert. 
Rassismus wird definiert als eine Ideologie, die Menschen aufgrund 
ihrer ethnischen, nationalen oder religiösen Zugehörigkeit in angeblich 
naturgegebene Gruppen, (so genannte «Rassen») einteilt und diese 
hierarchisiert (siehe Bericht zur Rassendiskriminierung 2018, S. 20). In 
der Literatur werden drei Arten von Rassismus unterschieden (vgl. Na-
guib 2014, S.13-15):
1.	 Der biologische Rassismus (basierend auf phänotypischen oder ge-

notypischen Merkmalen) verbunden mit kulturellem Rassismus (ba-
sierend auf Glaubensüberzeugungen und Praktiken sowie soziokultu-
rellen Merkmalen).

2.	 Der ideologische Rassismus (diskursiver Prozess der 
«Rassen»-Konstruktion und deren Hierarchisierung), der zum struktu-
rellen Rassismus (Organisationsform, die die Mitglieder einer Gruppe 
in ihren Schriften privilegiert) führt.

3.	 Der interpersonale Rassismus (Vorurteile zwischen Individuen) ver-
bunden mit interinstitutionellem Rassismus (Ausschlussmecha-
nismus, der in den Regeln und Normen der institutionellen Autorität 
verankert ist).



14 15

Mehrfachdiskriminierung auf jeglicher Kombination von Diskriminierung 
aufgrund von Geschlecht, Rasse oder ethnischer Herkunft, Religion 
oder Glauben, Einschränkung, Alter oder sexueller Orientierung (S. 37). 
Mehrfachdiskriminierung beschreibt somit eine Situation der Diskrimi-
nierung, die durch einen oder mehrere zusätzliche Ursachen verschärft wird. 
Daugareilh zitiert das Internationale Arbeitsamt (ILO), das die Mehrfachdiskri-
minierung durch den Vergleich der Stundenlöhne von drei Personenkate-
gorien veranschaulicht: weisse Frauen, farbige Männer und farbige Frauen. 
Das eindeutige Ergebnis zeigt, dass farbige Frauen geringere Löhne erhalten 
als ihre weissen Kolleginnen oder farbige Männer. Diese beiden Gruppen 
sind von einem einzigen Diskriminierungsgrund betroffen: Geschlecht 
für die ersteren, Hautfarbe für die letzteren (S. 35). Frigoli stellt auch fest, 
dass unter den Variablen, auf denen Mehrfachdiskriminierung beruht, die 
Überschneidung von Geschlecht und Herkunft am häufigsten vorkommt. In 
seiner Feldforschung zeigt er auf, dass die «soziale Figur der Migrantin» (S. 
25) am häufigsten von auftretenden Mehrfachdiskriminierungen betroffen 
ist, und dass Migrantinnen auch die häufigsten Empfängerinnen von sozialen 
Angeboten zur Reduzierung von Diskrimination sind.

Rassistische Diskriminierung

Im Rahmen einer Reflexion über die Verbindungen zwischen Islam und 
Arbeitswelt wird im vorliegenden Text eine Definition der rassistischen 
Diskriminierung bevorzugt. Obwohl es aus unserer Sicht keine Rassen 
ausserhalb der ideologischen Prozesse gibt, die zur Legitimierung von 
Machtverhältnissen konstruiert werden, bleibt die Tatsache bestehen, dass 
im Falle des Islam und der Muslime ein Prozess der Etikettierung und 
Hierarchisierung von Werten und Lebensstilen stattfindet, dem eine Definition 
der religiösen Rassifizierung entspricht. Juliette Galonnier definiert religiöse 
Rassifizierung als Prozess der Rassenkategorisierung einer Gruppe oder einer 
Praxis, die bisher in religiösen Begriffen definiert wurde. Dies geschieht durch 
die Zuweisung moralischer, kultureller und/oder somatischer Merkmale, die 
als vererbt und unveränderlich angesehen werden (S. 30). Sie erklärt diesen 
Prozess der sozialen Disqualifizierung mit dem Zusammentreffen der 
internationalen Ereignisse seit September 2001, der Einwanderung und dem 
muslimischen Bevölkerungswachstum in Europa sowie der wachsenden 

Wahrnehmung des Islam als eine Bedrohung für die Werte der westlichen 
Demokratien, insbesondere für den Säkularismus und die Emanzipation der 
Frau. Galonnier betont ausserdem die homogenisierende Konstruktion von 
Individualitäten zu einer Gruppe, wie z.B. der Maghrebiner in Frankreich oder 
der Indo-Pakistanis und Araber in den Vereinigten Staaten. Religiöse 
Rassifizierung bedeutet also, dass allen Personen, die als dieser a priori 
ethnisch-religiösen Gruppe zugehörig identifiziert werden, Merkmale, 
Praktiken, Überzeugungen und Werte unterschiedslos zugeschrieben werden.

Die Fachstelle für Rassismusbekämpfung (FRB) definiert in ihrer Dokumenta-
tion rassistische Diskriminierung rechtlich als jede Handlung oder Praxis, die 
Menschen aufgrund physiognomischer Merkmale, ethnischer Herkunft, kul-
tureller Merkmale und/oder religiöser Zugehörigkeit ungerechtfertigt be-
nachteiligt, gedemütigt, bedroht oder an Leib und Leben gefährdet. Im Unter-
schied zum Rassismus ist rassistische Diskriminierung nicht zwingend 
ideologisch begründet. Sie kann absichtlich, oft jedoch auch unabsichtlich 
erfolgen (z. B. indirekte oder strukturelle Diskriminierung) (Naguib 2009, S. 
7-8). Rassendiskriminierung kann sowohl Einheimische als auch Einwanderer 
betreffen. Die Dokumentation der FRB besagt auch, dass Rassendiskrimi-
nierung im Gegensatz zum Rassismus nicht zwingend auf einer Ideologie 
beruht. Die Fachstelle betont, dass die rassistische Diskriminierung absicht-
lich erfolgen kann, aber oft auch nicht intentional ist, zum Beispiel wenn sie 
von einem System geerbt oder einer Institution inhärent ist.

In der schweizerischen Gesetzgebung gibt es mehrere Gesetze zur Bekämp-
fung der Rassendiskriminierung. Die Bundesverfassung (Art. 8) stellt klar, 
dass jede diskriminierende Handlung gegen geltendes Recht verstösst. Die 
Rassismus-Strafnorm Art. 261bis legt fest, dass Rassendiskriminierung eine 
Straftat ist, die strafrechtlich verfolgt werden kann. Ergänzend sei darauf 
hingewiesen, dass das Gesetz Nr. 261bis Handlungen von einer bestimmten 
Gravität regelt, die in der Öffentlichkeit begangen werden. Für diskriminie-
rende Handlungen, die im Rahmen der Arbeitswelt begangen werden, gilt im 
Allgemeinen das Obligationenrecht, insbesondere Artikel 328, obwohl sich 
dieser nicht direkt auf Rassismus bezieht. Wie die rechtliche Argumentation 
auf unterschiedliche Fälle angewandt wird, zeigt das Interview mit Alma 
Wiecken (EKR) später in dieser Publikation auf.
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2.	Einen Fall von Diskriminierung melden 

Das Netzwerk der Beratungsstellen 

Das von der Eidgenössischen Kommission gegen Rassismus (EKR) und hu-
manrights.ch gegründete Netzwerk von Beratungsstellen für Opfer von Ras-
sismus setzt sich seit 2005 für die Beratung und Unterstützung von Per-
sonenein,die in der Schweiz unterschiedliche Formen von Rassendiskrimi-
nierung erfahren haben. Das derzeit aus 22 Stellen in verschiedenen Teilen 
des Landes bestehende Netzwerk erstellt einen Jahresbericht, in dem ras-
sistische Vorfälle in der Schweiz erfasst werden. Dabei werden Einzelheiten 
über die Art der betreffenden Diskriminierung, das Umfeld, in dem der Vor-
fall stattfand, und die Formen der Diskriminierung angegeben. Im Jahr 2019 
verzeichnete das Netzwerk insgesamt 352 Fälle, die als rassistisch einges-
tuft wurden und die zu einem Beratungsgespräch führten (EKR 2020, S. 7). 
An der Spitze der Liste stehen Fälle von Fremdenfeindlichkeit und Ras-
sismus gegenüber Schwarzen (154 bzw. 132 Fälle). An dritter Stelle mit ins-
gesamt 55 Fällen listet der Bericht Formen der «Muslimfeindlichkeit» auf. 
Letztere Kategorie umfasst auch «...eine ablehnende Haltung und Einstel-
lung wie auch Taten gegen Menschen, die Muslime sind oder von Dritten als 
solche wahrgenommen werden» (ebd., S. 23). Muslimfeindlichkeit wird un-
terschieden vom antiarabischen Rassismus, der in 28 Situationen auftrat. Es 
ist festzustellen, dass sich in den letzten Jahren trotz der kontinuierlichen 
Präsenz älterer und leider konsolidierter Formen des Rassismus, wie z.B. 
des Rassismus gegenüber Schwarzen, weitere kulturelle und religiöse For-
men des Rassismus entwickelt haben.

Zwar hat sich die Arbeit dieser Stellen im Laufe der Jahre institutionalisiert, 
aber es scheint, dass die erfassten Fälle nur einen winzigen Bruchteil der 
täglich auftretenden realen Situationen dokumentieren. Wie das Netz der 
Beratungsstellen für Rassismusopfer in seinem Bericht 2018 feststellt, «gibt 
es zahlreiche Gründe, weshalb Betroffene vom Besuch einer Beratungss-
telle absehen. Dazu gehört etwa die fehlende Kenntnis von Beratungsange-
boten, fehlendes Vertrauen, Ängste oder eine Bagatellisierung bzw. 
Verdrängung bestimmter Vorfälle. Die Dunkelziffer ist hoch: Es ist davon 
auszugehen, dass die Mehrzahl der rassistischen Vorfälle in der Schweiz 
nirgends gemeldet wird» (ebd., S. 7).

Diese Feststellungen werden durch die Teilnehmenden unserer Workshops 
bestätigt. Während einige Personen noch nie vom Netzwerk der Bera-
tungsstellen gehört haben, sind andere der Meinung, dass das soziokultu-
relle Milieu der am meisten betroffenen Menschen sie daran hindert, diese 
Art von Einrichtung in Anspruch zu nehmen. Deshalb sei es insbesondere 
innerhalb muslimischer Organisationen notwendig, über die Arbeit dieses 
Netzwerks zu informieren. Ein weiteres Element, das in den Aussagen eini-
ger Teilnehmerinnen, insbesondere der Kopftuch tragenden Frauen, deut-
lich auftaucht, ist die Verinnerlichung eines Schuldgefühls für eine Wahl, die 
letztlich meist als rein subjektiv dargestellt wird. Das Argument lässt sich 
wie folgt zusammenfassen: «Da wir uns entschieden haben, das Kopftuch zu 
tragen, müssen wir die Konsequenzen dafür tragen und die damit einherge-
hende mögliche Diskriminierung in Kauf nehmen.» Diese Überlegung scheint 
die Verantwortung für die diskriminierende Handlung auf die Person, die sie 
erlitten hat, zu übertragen. Dies hält die Betroffenen teilweise davon ab, 
sich an einen solchen Dienst zu wenden.

In jedem Fall ist es wichtig, zu betonen, dass der Dienst auch dazu dient, 
den Menschen zuzuhören und sie zu begleiten, auch wenn keine rechtlichen 
Schritte eingeleitet werden. Wie eine ehemalige Leiterin einer regionalen 
Zweigstelle dieses Dienstes während eines unserer Workshops erklärte, ist 
das Melden einer Ungerechtigkeit nicht illegitim, nur weil sie vom Gesetz als 
solche nicht anerkannt ist. Diese Überlegung wird auch von der Föderation 
Islamischer Dachorganisationen der Schweiz (FIDS) geteilt, welche 2017 die 
FIDS Report App lanciert hat. Diese dient der Meldung von Fällen von Feind-
seligkeit gegenüber Muslimen und bietet (zusätzlich zu den vom Staat in 
diesem Bereich angebotenen Dienstleistungen) Konsultationen für 
Menschen, die Formen von Islamophobie erlebt haben. Im nächsten Un-
terkapitel erläutert die Leiterin des Rechtsdienstes des FIDS, Nermina Ade-
mović, in einem Interview die Entstehung und Etablierung dieses Instru-
ments.
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«Wir wollen bestehende Strukturen stärken und 
etwas Ergänzendes anbieten» – Interview mit Nermi-
na Ademović (FIDS)

Frau Ademović, wieso hat die FIDS die Beratungsstelle gegründet, wenn 
es bereits staatliche Beratungsstellen gibt?
Erfahrungsgemäss wenden sich Muslime kaum an Beratungsstellen, wenn 
sie Hilfe benötigen. Sie kennen die Beratungsangebote und deren Strukturen 
zu wenig und haben oft auch wenig Vertrauen in diese. Gleichzeitig haben 
die staatlichen Einrichtungen und Beratungsstellen in vielen Fällen zu wenig 
Kenntnisse über die muslimischen Strukturen. Innerhalb der muslimischen 
Strukturen fehlte lange eine Stelle, die auf Diskriminierung spezialisiert ist. Oft 
kamen Anfragen an Verbände, die dafür keine Expertise haben oder denen 
eben die Ressourcen dafür fehlten. Die FIDS als nationaler Dachverband in der 
Schweiz, der über 200 Vereine in der Schweiz vertritt, befand es als wichtig, 
eine Anlaufstelle für Muslime, die Diskriminierung erlebt haben, zu schaffen. 
Somit ist diese Stelle eigentlich ein erstes Verbindungsglied zwischen den 
staatlichen Einrichtungen, den Beratungsstellen und den muslimischen Ge-
meinschaften. Wir wollen bestehende Strukturen stärken und etwas Ergän-
zendes anbieten.

Vor welchen Herausforderungen stehen Sie?
Die Stelle existiert erst seit September 2017 und wir befinden uns somit noch 
immer in der Aufbauphase. Die Bekanntmachung bei den Dachverbänden 
und deren Sensibilisierung braucht zudem viel Zeit. Es genügt nicht, mit den 
Vereinsvorständen zu sprechen, man muss mit den Menschen an der Ba-
sis sprechen. Das Beratungsangebot in der Schweiz ist sehr komplex, selbst 
für Experten. Da überrascht es nicht, wenn «Durchschnittsmuslime» nicht 
wissen, welche Stelle überhaupt zuständig ist. Man kann sich nicht einfach 
an irgendeine Stelle wenden, sondern muss beachten, wofür und in welchem 
Kanton eine Stelle zuständig ist. Nicht jede Stelle setzt sich gleichermassen 
mit islamfeindlicher Diskriminierung auseinander, einfach weil sie die Kompe-
tenzen, die Kraft, die Zeit und das Geld dafür nicht hat. Auch die FIDS ist ständig 
mit dem Mangel an Finanzmitteln konfrontiert und bemüht sich sehr, die Stelle 
aufrechtzuerhalten.

Wer konsultiert Sie und wie kommen die Fälle zu Ihnen?
Im Allgemeinen wenden sie sich mit Fachfragen oder Fragen zur islamischen 
Praxis als Privatpersonen, an uns, an unsere Vereine, verschiedene Organisa-
tionen aber auch an staatliche Einrichtungen. Das gebräuchlichste Kommu-
nikationsmittel ist die FIDS Report App, die wir speziell für die Meldung von 
muslimfeindlichen Vorfällen entwickelt haben. Sie kontaktieren uns jedoch auch 
über das Online-Formular auf der FIDS-Website sowie per Telefon oder E-Mail. 

Mit welchen Anliegen kommen die Personen zu Ihnen?
Wir haben Fälle aus allen Lebensbereichen. Verbale Angriffe kommen zum Beis-
piel sehr häufig vor. Dann folgen Fälle von Diskriminierung bei der Arbeitssuche 
oder am Arbeitsplatz, in der Schule und Ungleichbehandlung durch Behörden. 

Wie begleiten Sie sie und mit welchem Ergebnis?
Bei der Fallmeldung prüfen wir zunächst, ob es sich wirklich um einen ras-
sistischen Vorfall handelt oder nicht. Nach der Klärung können wir Beistand 
leisten und die Betroffene über Möglichkeiten des weiteren Vorgehens informie-
ren. In den meisten Fällen bieten wir Unterstützung in der Sache selbst an und 
wenn notwendig, vermitteln wir sie an zuständige Stellen weiter. Wir konnten 
schon am Anfang eine gute Zusammenarbeit mit der Eidgenössischen Kommis-
sion gegen Rassismus (EKR), dem Beratungsnetz für Rassismusopfer und dem 
Kompetenzzentrum für interkulturelle Konflikte (TikK), das leider nicht mehr in 
dieser Form existiert, aufbauen. 
Es gibt leider Fälle, die ungelöst bleiben, meistens deshalb, weil die Betrof-
fen sich seltener für den rechtlichen Weg entschieden. Für alle ist aber sehr 
wichtig, dass sie in ihren Fällen gehört werden und dass diese dokumentiert 
bleiben. In sensibleren Bereichen wie Schulen empfehlen wir in der Regel 
Gespräche mit Zuständigen oder in schwierigen Fällen die Mediation. So haben 
wir beispielsweise eine Mutter muslimischen Glaubens auf ein Gespräch mit 
der Schulleiterin und der Lehrerin vorbereitet. Die Lehrerin hatte sich vor den 
Schülern abwegig gegenüber der Praxis des Fastens während des Ramadans 
geäussert. Das war für einige muslimische Kinder schwierig und eines hat es 
eben seiner Mutter erzählt. Die Lehrerin war sich nicht bewusst, was sie damit 
ausgelöst hat, und hat sich nach dem Gespräch entschuldigt. Es kam so zu 
einer konstruktiven Lösung. 
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Unser primäres Ziel ist es nicht, mit den Fällen mediale Aufmerksamkeit zu 
erlangen. Unsere Aufgabe sehen wir darin, die Betroffene effektiv und lösung-
sorientiert zu beraten. Wir wollen mit diesem Ansatz auch verhindern, dass 
sensible Fälle an die Öffentlichkeit kommen, weil das zusätzliche Probleme 
generieren kann. Auf allen Seiten braucht es sicher mehr Sensibilisierung und 
Wissen.

Wie sieht es im Bereich der Erwerbsarbeit aus?
Die Erfahrung hat gezeigt, dass die meisten Personen oft Angst haben, sich 
zu wehren. Am häufigsten sind Frauen mit Kopftuch betroffen. Für viele ist 
das Kopftuch ein Hindernis, um eine Anstellung zu finden. Wir hatten auch 
solche Fälle, wo das Kopftuch im ersten Jobinterview nicht hinterfragt wurde 
und alles gut ging und dann beim zweiten Gespräch mit einer anderen Per-
son das Kopftuch zum Problem wurde und die Frau deshalb keine Anstellung 
bekam. Immer seltener finden Praktikantinnen, die ein Kopftuch tragen, eine 
Praktikumsstelle. In vielen Fällen ist das aber ein Muss, damit jemand eine 
Ausbildung abschliessen kann. Es klappt nicht, obwohl die Person hier geboren 
ist, obwohl die Noten super sind. Es gibt Bereiche, wo es überhaupt keinen 
Unterschied macht, ob jemand ein Kopftuch trägt oder nicht, meistens dort, wo 
die Personen beispielsweise keinen Kundenkontakt haben. Die meisten Frauen, 
insbesondere die hochqualifizierten, möchten sich jedoch nicht verstecken und 
stehen zum grössten Teil vor der Herausforderung, (nur) aufgrund ihres Kopf-
tuchs nicht an einem bestimmten Ort arbeiten zu können. 

Gibt es noch weitere Felder, in denen Sie Handlungsbedarf sehen?
Im Bereich der Bekämpfung von «hate speech» gibt es noch viel zu tun. Da ste-
hen wir immer noch am Anfang. In der Schweiz gibt es bislang noch keine spe-
zialisierte Beratungsstelle für «hate speech» und auch keine spezielle Ausbil-
dung in diesem Bereich. Das ist ein grosses Problem. Es gibt tausende von 
Kommentaren und Äusserungen auf Sozialen Medien, die Menschen mit einem 
bestimmten religiösen oder ethnischen Hintergrund diskriminieren, die un-
dokumentiert bleiben. Online verbreiten sich Kommentare sehr schnell und fin-
den rasch viel Unterstützung. Diese Entwicklung hat Konsequenzen für die ge-
samte Gesellschaft. Um den öffentlichen Raum von «hate speech» zu befreien, 
müssen Standards und Strategien entwickelt werden.

«Nicht selten kann eine einvernehmliche Lösung 
gefunden werden» – Interview mit Alma Wiecken 
(EKR) 

Was sagt das Gesetz über Religion am Arbeitsplatz insbesondere 
in Bezug auf Vertragsfreiheit, das Prinzip der konfessionellen Neu-
tralität, der Gewissens- und Glaubensfreiheit und dem Schutz der 
Persönlichkeit der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer?
Zahlreiche rechtliche Bestimmungen schützen vor rassistischer Diskri-
minierung in der Arbeitswelt. Bei Anstellungen in Privatunternehmen gilt 
Privatrecht. Von Bedeutung sind dabei besonders der arbeitsrechtliche 
Diskriminierungsschutz des Obligationenrechts (OR) und der zivilrechtliche 
Persönlichkeitsschutz. Anstellungen beim Staat (Bund, Kantonen, Ge-
meinden und anderen Verwaltungsträgern) unterliegen in erster Linie dem 
öffentlichen Recht. Im Gegensatz zu privaten Arbeitgebern sind Verwal-
tungsakteure an die Grundrechte der Bundesverfassung (BV) gebunden. 
Die Glaubens- und Gewissensfreiheit, die in Art. 15 BV verankert ist, 
schützt die freie Religionsausübung in einem Arbeitsverhältnis. Sie um-
fasst die innere Freiheit, zu glauben oder dies nicht zu tun, und die äussere 
Freiheit, religiöse Weltanschauungen zu äussern, zu praktizieren und zu 
verbreiten. Die wichtigsten Grundlagen des arbeitsrechtlichen Diskrimi-
nierungsschutzes sind der Persönlichkeitsschutz gemäss Art. 328 Abs. 1 OR 
sowie der Schutz gegen missbräuchliche Kündigung wegen einer persön-
lichen Eigenschaft nach Art. 336 Abs. 1 lit.a OR. Um der Pflicht zum Schutz 
der Persönlichkeit der Arbeitnehmer nachzukommen, hat die Arbeitgebe-
rin die Arbeit so auszugestalten, dass der Arbeitnehmer seinen religiösen 
Pflichten nachgehen kann, solange dies vom Aufwand her zumutbar ist und 
nicht mit vertraglichen Pflichten des Arbeitnehmers in Konflikt steht. 
Grundsätzlich stehen sich die Führsorgepflicht der Arbeitgeberin (Art. 321d 
OR) und die Treuepflicht des Arbeitnehmers in einem Spannungsverhältnis 
gegenüber. Die Arbeitgeberin hat alles zu unterlassen, was den berechtigten 
Interessen des Arbeitnehmers entgegenstehen könnte, die Arbeitnehmerin 
hingegen ist angehalten, die berechtigten Interessen des Arbeitgebers in 
guten Treuen zu wahren. In Bezug auf die Religionsfreiheit stellen sich hier 
die Fragen, wie weit arbeitsvertraglich begründete Einschränkungen der Re-
ligionsfreiheit zulässig sind und inwieweit auf die religiösen Bedürfnisse des 
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minierung am Arbeitsplatz konfrontiert sind. Ein Teil dieser Anfragen betrifft 
auch Konflikte, die mit der Ausübung der Religion zu tun haben. Der erste 
Rat, den wir in einer Beratung zu einem arbeitsrechtlichen Konflikt ge-
ben, ist, sich zu den einzelnen Vorfällen eine Ereignisnotiz mit Angabe von 
Datum, Zeit, Ort und Vorfall zu machen und, wenn vorhanden, Beweise zu 
sichern oder Kolleginnen und Kollegen zu fragen, ob sie die Vorfälle bestäti-
gen können. Dies ist wichtig für den Fall eines rechtlichen Vorgehens. 
Die meisten Konflikte am Arbeitsplatz werden jedoch nicht auf rechtlichem 
Weg gelöst. Es kommt sehr darauf an, was die Bedürfnisse der betroffenen 
Person sind. Will die Person das Arbeitsverhältnis aufrechterhalten und 
den Konflikt lösen, ist es sinnvoller, das Gespräch mit den Vorgesetzten zu 
suchen und eine einvernehmliche Lösung zu finden. Wichtig ist es, zuerst 
einmal die Bedürfnisse beider Seiten klar zu benennen. In einem zweiten 
Schritt muss dann ein Kompromiss gefunden werden, der den Anliegen bei-
der Parteien Rechnung trägt. Es ist hilfreich, ein solches Gespräch profes-
sionell vorzubereiten und begleiten zu lassen. Hierfür gibt es verschiedene 
Angebote, sowohl von verschiedenen Arbeitgebern, als auch von unabhän-
gigen Beratungsstellen. Ein Gerichtsverfahren ermöglicht in der Regel keine 
einvernehmliche Lösung, sondern ist ein auf Streit ausgerichtetes Verfah-
ren, das auf ein Urteil mit den gesetzlich vorgegebenen Rechtsansprüchen 
beschränkt ist. 

Die EKR rät in der Regel nur dazu, wenn es keine andere Lösung gibt und 
die betroffene Person bereit und in der Lage ist, die verfahrensrechtlichen, 
ökonomischen und psychischen Hürden und Risiken eines rechtlichen 
Verfahrens in Kauf zu nehmen. Das Recht kann in der Beratungsarbeit aber 
noch eine weitere Rolle spielen. In Gesprächen zwischen den Konfliktpar-
teien kann die Berufung auf rechtliche Grundlagen Kompetenz und Autorität 
ausstrahlen und Handlungsdruck aufbauen. Dies führt nicht selten dazu, 
dass eine einvernehmliche Lösung gefunden werden kann.

Arbeitnehmers Rücksicht genommen werden muss. Die Antwort auf diese 
Fragen kann jeweils nur im konkreten Einzelfall gefunden werden. 

Welche Rolle spielt die EKR bei der Verhinderung von Diskriminierung 
in der Arbeitswelt? Was macht die EKR konkret? Wer konsultiert Sie zu 
welcher Art von Anfragen?
Bereits seit ihrer Entstehung beschäftigt sich die EKR mit dem Problem von 
Diskriminierungen in der Arbeitswelt, sowohl mit den direkten, oftmals 
interpersonellen Diskriminierungen als auch mit strukturellen Diskrimi-
nierungen beim Zugang zu Arbeit, die häufig nicht so leicht sichtbar und 
damit auch schwieriger zu bekämpfen sind. Die strukturellen Diskrimi-
nierungen in der Arbeitswelt hat die EKR wiederholt in Studien und in der 
Zeitschrift TANGRAM analysiert und entsprechende Empfehlungen formu-
liert. Mit direkten Diskriminierungen beschäftigt sich die EKR vor allem im 
Rahmen ihrer Beratungsarbeit. Regelmässig wenden sich Personen an die 
EKR, die an ihrem Arbeitsplatz diskriminiert werden. Viele Fälle leitet die 
EKR nach einer ersten Prüfung und ersten rechtlichen Auskünften an die re-
gionalen Beratungsstellen des Beratungsnetzes für Rassismusopfer weiter. 
In einzelnen Fällen vermittelt die EKR aber auch selber und versucht, eine 
möglichst gute Lösung für den Konflikt zu finden. Allerdings kann die EKR 
Betroffene nicht in rechtlichen Verfahren vertreten oder eine detaillierte 
rechtliche Beratung anbieten. Hierfür müssen sich die Betroffenen die Un-
terstützung durch einen Anwalt oder eine Anwältin suchen. Viele Anfragen, 
die an die EKR gerichtet werden, betreffen rassistisch diskriminierendes 
Mobbing. Teilweise geht dieses von Arbeitskollegen aus, teilweise aber 
auch von Vorgesetzten. Regelmässig wenden sich Frauen an uns, die Fragen 
zum Tragen des Kopftuches am Arbeitsplatz oder im Ausbildungsbetrieb 
haben oder denen das Tragen eines Kopftuchs verboten wurde. Erfreulich 
ist, dass sich ab und zu auch Arbeitgeber bei der EKR gemeldet haben, 
um sich darüber auszutauschen, wie sie mit der Frage des Kopftuchs am 
Arbeitsplatz am besten umgehen können. 

Welchen Rat geben Sie den Personen, die sich an Sie wenden insbe-
sondere in Bezug auf Informationen über die Folgen einer Beschwerde 
wie Arbeitsplatzverlust, Schulden, Rufschädigung usw.?
Regelmässig wenden sich Personen an die EKR, die mit rassistischer Diskri-
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3.	Religiöse Praxis am Arbeitsplatz

Diskriminierung in der Arbeitswelt – Eine Realität? 

Es gibt viele Quellen, die von Diskriminierung in der Arbeitswelt der Schweiz 
sprechen. Auch wenn sich jede von ihnen auf einen bestimmten Aspekt des 
Problems konzentriert (subjektive Erfahrungen von Diskriminierung, einge-
reichte Strafanzeigen, Meldung bei spezialisierten Institutionen, Hindernisse 
beim Zugang zur Berufsausübung usw.), weisen alle gesammelten Daten auf 
eine Tendenz hin: Die Arbeitswelt ist der Ort, an dem das Phänomen der 
Diskriminierung und rassistischer Vorfälle am stärksten empfunden wird.

Die Erhebung über das Jahr 2018 des Bundesamtes für Statistik (BFS) zum 
Zusammenleben in der Schweiz (ZidS) wurde durchgeführt, um die Heraus-
forderungen des Zusammenlebens in einem Kontext kultureller und religiöser 
Vielfalt in der Schweiz zu erfassen. Die Ergebnisse zeigen, dass die Hälfte der 
Personen, die angeben, Diskriminierungen erlebt zu haben (28% in den 
letzten fünf Jahren), diese im Kontext der Berufswelt (entweder am Ar-
beitsplatz oder bei der Arbeitssuche) erfahren haben. Diese Zahlen, die auf 
einer Befragung der Schweizer Bevölkerung beruhen, scheinen die bereits 
vom Netz der Beratungsstellen beobachteten Entwicklungen zu bestätigen. 
Laut der von diesem Netzwerk verwendeten Datenbank (DoSyRa) waren im 
Jahr 2018 Situationen im Zusammenhang mit rassistischen Handlungen im 
Bereich der Arbeit (Arbeitssuche und Arbeitsplatz) bei weitem am häufigsten 
vertreten (65 von 278 Situationen). Ein Vergleich mit den Statistiken der ver-
gangenen Jahre zeigt, dass das Phänomen Rassismus in der Arbeitswelt nicht 
nur im Vergleich zu anderen Bereichen überrepräsentiert ist, sondern auch 
zunimmt (2017 lag die Zahl der Fälle bei 61, 2016 bei 45).

Die hier betrachteten rassistischen Handlungen nehmen verschiedene For-
men an und können nicht immer mit einer Diskriminierung im engeren Sinne 
gleichgesetzt werden. Vorurteile, verletzende Worte oder Witze können natü-
rlich als rassistische Handlungen eingestuft werden. Eine vorhandene 
Ungleichbehandlung kann der betroffenen Person jedoch in verschiedener 
Hinsicht schaden: Hindernisse bei der Einstellung, geringere Bezahlung im 
Vergleich zu anderen Kollegen ohne objektive Kriterien, Beeinträchtigung der 
Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz oder ungerechtfertigte Entlas-
sung. Wie die Eidgenössische Kommission gegen Rassismus (EKR) angibt, sind 
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die von den Beratungsstellen erfassten Fallzahlen wahrscheinlich viel gerin-
ger als die in der Realität vorkommenden, da Mitarbeitende aus Angst vor 
Verlust ihres Arbeitsplatzes oder vor weiteren Diskriminierungen sich dage-
gen entscheiden, diese zu melden (Bericht 2018, S. 46). Ein weiterer erschwe-
render Umstand zur Identifikation dieser Handlungen ist die Tatsache, dass 
sie von denjenigen, die sie begehen, oft mit einem «kulturellen Unterschied» 
gerechtfertigt und so legitimiert oder verharmlost werden.

Neuere Studien zeigen, dass auch heute noch Menschen mit Migrationshin-
tergrund auf dem Arbeitsmarkt diskriminiert werden, obwohl sie Schweize-
rinnen und Schweizer sind. Eine von Rosita Fibbi und Eva Zschirnt durchgefüh-
rte Studie überprüfte, ob die Familiennamen von Kandidatinnen und 
Kandidaten für verschiedene Positionen ein potenzielles Element der Diskri-
minierung darstellen könnte. Die Recherche bestand darin, bis auf den Namen 
der Kandidatinnen und Kandidaten völlig identische fiktive Bewerbungen für 
die gleiche Stelle zu versenden. Das Ergebnis zeigte klar, dass der Grund für 
Diskrimination beim Zugang zu bestimmten Stellen in den fremd klingenden 
Namen lag, da andere Bewerberinnen und Bewerber mit den gleichen Qualifi-
kationen zu Vorstellungsgesprächen eingeladen wurden. Diese Analysen zei-
gen auf, dass Stereotypen und Vorurteile gegenüber bestimmten 
Herkunftsländern nach wie vor stark ausgeprägt sind und dass diese trotz 
Schweizer Staatsbürgerschaft fortbestehen (Fibbi und Zschirnt: 2019).

In der Arbeitswelt können die Motive für Diskriminierung vielfältig sein und 
ethnische Zugehörigkeit, Behinderung, Religion und Geschlecht umfassen. 
Wenn diese verschiedenen Faktoren potenzieller Diskriminierung zusammen 
auftreten, sind diese Personen von Mehrfachdiskriminierung betroffenen. Die 
Indikatoren zur erwerbstätigen Bevölkerung in der Schweiz zeigen, dass 
mehrere soziale Faktoren, die von der umgebenden Gesellschaft negativ 
bewertet werden, sowie die Tatsache, eine Frau und ausländischer Herkunft 
zu sein, sich kumulieren und signifikante Unterschiede in der Behandlung von 
Arbeitnehmern zur Folge haben können (vgl. Tangram 23). So erhalten beis-
pielsweise Frauen ausländischer Herkunft im Durchschnitt ein niedrigeres 
Monatsgehalt als Schweizerinnen ohne Migrationshintergrund und sind häufi-
ger arbeitslos. Diese Situation widerspiegelt die Komplexität des Phänomens 
der Diskriminierung und seiner Ursachen. Sie zeigt aber auch die Notwendig-

keit der Dekonstruktion negativer Bilder und Darstellungen betreffend der 
verschiedenen sozialen Gruppen, um so zu verhindern, dass verschiedene 
Diskriminierungsfaktoren zusammenwirken.

Ist der Islam ein Hindernis für die Erwerbstätigkeit? 

Lassen sich die Schwierigkeiten, auf die manche Menschen muslimischen 
Glaubens bei der Arbeitssuche stossen, mit ihrer religiösen Zugehörigkeit 
erklären? Diese Frage haben Anaïd Lindemann und Jörg Stolz versucht zu 
beantworten, indem sie Daten aus einer Umfrage zu Sprache, Religion und 
Kultur (BFS, ELRC 2016) in Bezug auf die Arbeitsmarktintegration von Per-
sonen analysierten, die sich in diesen Umfragen als Muslime erklärten (Linde-
mann und Stolz 2018). Den verfügbaren Daten zufolge sind Menschen musli-
mischen Glaubens fast 2,5 Mal häufiger von Arbeitslosigkeit betroffen als 
Personen, die sich zu anderen sozio-religiösen Gruppen (z.B. Katholiken, Re-
formierte oder Nicht-Muslime) bekennen. Tatsächlich ist nach Angaben des 
ELRC 3,5% der nicht-muslimischen Bevölkerung arbeitslos, während der 
Anteil bei Menschen muslimischen Glaubens 8,9% beträgt. Nach Ansicht der 
Autoren ist dieser Prozentsatz signifikant. Mit Hilfe logistischer Regressionsa-
nalysen testeten die Autoren verschiedene Variablen, um diese Lücke in der 
Nicht-Beschäftigung zwischen Muslimen und Nicht-Muslimen zu erklären. Sie 
berücksichtigten:
1.	 Das individuelle Humankapital: d.h. Bildungsniveau, Sprachkenntnisse und 

Engagement in der Freiwilligenarbeit
2.	 Die Religiosität: durch Indikatoren wie der Teilnahme an religiösen Diensten 

und der Gebetspraxis. Es ist zu betonen, dass dieser Indikator das Tragen 
sichtbarer religiöser Zeichen wie des Kopftuches nicht berücksichtigt

3.	 Migrationsherkunft: einschliesslich Nationalität, Migrationsgeneration (ein-
heimische, 1. oder 2. Generation) und europäische oder nichteuropäische 
Herkunft

4.	 Kantonale Ablehnung: gemessen an den Abstimmungsergebnissen der so ge-
nannten Minarett- (2009) und Masseneinwanderungsinitiativen (2012)

Die Ergebnisse ihrer Analyse zeigen:
1.	 Dass das Humankapital 38% dieser Varianz zwischen Muslimen und 

Nicht-Muslimen erklärt
2.	 Dass die Religiosität hingegen nur 4,7% ausdrückt
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3.	 Dass die Migrationsherkunft 43,6% der Varianz erklärt
4.	 Dass die Ablehnung der Kantone hingegen nicht signifikant ist
5.	 Dass die Mehrfachdiskriminierung, die durch den Einbezug der vier Variablen 

in das Modell getestet wurde, 64,4% der Abweichung ausmacht

Diese Analyse lässt den Schluss zu, dass Religiosität, wie sie in der ELRC-
Umfrage gemessen wurde, nicht der entscheidende Faktor für Diskrimi-
nierung auf dem Arbeitsmarkt ist. Auf der anderen Seite erklärt die Migra-
tionsherkunft fast die Hälfte der Varianz. Die Autoren weisen auch darauf hin, 
dass weder die Migrationsgeneration noch die schweizerische Staatsbürger-
schaft einen Einfluss auf die Diskrepanz in der Nichterwerbstätigkeit hat, son-
dern der reale oder imaginäre kulturelle Unterschied. Tatsächlich sind 
Menschen aussereuropäischer Herkunft stärker von der Arbeitslosigkeit be-
troffen als Europäer. Lindemann und Stolz sind zudem darüber besorgt, dass 
Hochschulbildung die Kluft zwischen Muslimen und Nicht-Muslimen bei der 
Arbeitslosigkeit nicht verringert, sondern im Gegenteil tendenziell vergrös-
sert. Tatsächlich sind Muslime mit einem Hochschulabschluss fast viermal 
häufiger arbeitslos als Nicht-Muslime, was eine grössere Abweichung dars-
tellt als bei Muslimen, die nur die obligatorische Schulbildung absolviert ha-
ben.

Religiöse Praxis am Arbeitsplatz in der Rechtswissenschaft: das 
Beispiel des Kopftuchs

In der Schweiz

In der Schweiz gibt es bisher nur einen juristischen Entscheid des Bun-
desgerichts (BG): Das Verbot des Kopftuchtragens für eine Genfer 
Lehrerin an einer öffentlichen Schule, das 1997 vom BG bestätigt 
wurde. Dieses Urteil stützte sich auf zwei Spezifizitäten: der konfessio-
nellen Neutralität des Staates und dem Kontakt mit Minderjährigen. In 
diesem Fall entschied das BG, dass das allgemeine Interesse, nämlich 
die Neutralität der Schule und die Religionsfreiheit der Schüler, Vor-
rang vor der individuellen Freiheit der Arbeitnehmerin hat. Der 
Entscheid des BG ist jedoch nicht auf die Privatwirtschaft übertragbar. 
Was private Unternehmen betrifft, so fielen zwei kantonale Urteile zu-

gunsten einer Elektrikerin (1990 – Thurgau) und einer Wäscherin (2016 
– Bern) aus, die wegen ihres Kopftuchs entlassen worden waren. Im 
ersten Fall rechtfertigte der Arbeitgeber die Entlassung mit der Si-
cherheit am Arbeitsplatz, im zweiten mit Verweis auf hygienische 
Gründe. In beiden Fällen berücksichtigten die Justizbehörden die von 
den Arbeitgebern genannten Argumente nicht. Sie stützten ihr Urteil 
auf die Tatsache, dass das Kopftuch der beiden Mitarbeiterinnen sie 
weder bei der Ausübung ihrer Arbeit behinderte noch gegen das Image 
des Unternehmens verstiess, da sie keine Kontakte zu Kunden oder 
Lieferanten hatten.

Am Europäischen Gerichtshof

Im Gegensatz dazu entschied der Europäische Gerichtshof im März 
2017, dass das Kopftuchverbot in einem Unternehmen keine direkte 
Diskriminierung darstelle, sofern das Verbot alle sichtbaren Zeichen 
von Religionszugehörigkeit umfasse und ein «legitimes Ziel» verfolge, 
wie den Schutz der Neutralität des Unternehmens, die Gewährleistung 
der Sicherheit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter oder die Einhal-
tung der Hygienevorschriften. Da die Schweiz nicht Mitglied der Eu-
ropäischen Union ist, kann dieses Urteil nicht auf sie übertragen wer-
den.

Weitere Informationen über das Tragen religiöser Symbole und das Ar-
beitsrecht finden Sie auf den Websites «Le droit du travail en Suisse» 
(https://droitdutravailensuisse.com) und «Droit actif. Cabinet juridique 
et conseil juridiques d’entreprises» (https://www.droitactif.ch).
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«Ich würde sagen, dass es letztendlich am wich-
tigsten ist, offen darüber zu sprechen» – Interview 
mit Sabrina Ben Amara 

Frau Ben Amara, Sie arbeiten als Apothekerin in Lausanne und tragen 
bei der Arbeit das Kopftuch. Können Sie uns sagen, wie es Teil Ihrer 
beruflichen Laufbahn geworden ist?
Für mich erfolgte der Übergang zwischen dem Studium und dem Berufsleben 
fliessend, da ich zur Vervollständigung meines Studiums der öffentlichen Phar-
mazie ein obligatorisches Praktikum absolvieren musste. Die Universität hatte 
mir bestätigt, dass wir als Praktikantinnen noch nicht als Arbeitnehmerinnen 
betrachtet werden und dass sich die Arbeitgeber das Recht auf interne Sat-
zungen und Bedingungen in Bezug auf die Arbeitskleidung, in diesem Fall auf 
das Tragen des Kopftuchs, vorbehalten könnten. Aber gleichzeitig versicherte 
mir die Universität, dass ich am Ende meines Studiums einen Praktikumsplatz 
finden würde. Ich sagte mir, dass ich Anrecht auf ein Praktikum hatte wie alle 
anderen Pharmaziestudentinnen auch. Um es zu finden, musste ich allerdings 
alle Apotheken in meiner Region anfragen. Und wenn ich das sage, meine ich 
wirklich alle. Ich brauchte eindeutig mehr Zeit dafür als die anderen Studen-
tinnen und Studenten. 

Es gab also Apotheken, die Ihnen diesen Praktikumsplatz wegen der 
Kopftuchfrage verweigerten?
Ja, eindeutig. Es gab Leute, die mir sagten, dass es für sie angesichts des 
Wettbewerbs zu riskant sei und dass sie Angst hätten, Kunden zu verlieren. Es 
gab andere Arbeitgeber, die sagten, dass das Kopftuch nicht mit ihrem eigenen 
Wertekodex vereinbar und es als Kleidungstück nicht neutral genug sei. Und 
dann gab es Leute, die sagten, dass das Kopftuch im Dienst überhaupt keinen 
Platz habe. Einige Leute sagten offen ab, aber es geschah auf sehr ehrliche 
Weise. Und ich glaube, es war für mich trotz allem besser, wenn man mir offen 
sagte, dass dies eindeutig das Problem war, denn zumindest geschah es in 
aller Ehrlichkeit und Transparenz. Schlimmer war es, wenn der Grund hinter 
anderen Argumenten verschleiert oder nur angedeutet wurde oder aber, wenn 
gar keine Argumente für die Ablehnung meiner Bewerbung geäussert wurden. 

Manchmal habe ich wirklich prägende Erfahrungen gemacht. Ich denke an ein 
Vorstellungsgespräch, bei dem ich ankam, mich vorstellte und wir in das Büro 
der verantwortlichen Person gingen. Nachdem wir uns gesetzt hatten, sagte 
diese Person: «Nur damit Sie im Klaren sind, Ihr Kopftuch bleibt morgens in der 
Garderobe, bis Sie die Apotheke abends verlassen». Da hatten wir noch über 
nichts gesprochen, das war also der Einstiegssatz zum Vorstellungsgespräch. 
Ich brauche Ihnen also nicht zu erklären, dass ich an dem Punkt einfach keine 
Lust hatte, mit dem Vorstellungsgespräch fortzufahren.

Haben Sie den Eindruck, dass viele Frauen, die das Kopftuch tragen, 
die gleichen Probleme haben wie Sie, als Sie einen Praktikumsplatz 
suchten? 
Ja, das ist richtig, und ich weiss, dass dies bei vielen Frauen der Fall ist, die ihr 
Bachelor- oder Masterstudium abschliessen und in ihrem gewählten Beruf ein 
Praktikum absolvieren müssen. Wenn dieses Praktikum in einem öffentlichen 
Beruf oder im Dienstleistungsbereich stattfindet, kann es äusserst kompliziert 
sein. Ich finde das schade, denn wenn man fünf Jahre lang an der Universität 
studiert und am Ende nicht die Möglichkeit hat, all das Gelernte in die Praxis 
umzusetzen, dann ist das frustrierend.

Wir haben jetzt von der Suche nach dem Praktikum und der Ablehnung 
einiger Arbeitgeber gesprochen. Können Sie uns nun erklären, wie sich 
die Dinge danach entwickelt haben?
Mit meinen Vorgesetzten gab es keine Probleme. Das sind Leute, die Menschen 
aus allen Bevölkerungsgruppen um sich herum haben, daher denke ich, dass 
sie an Vielfalt gewöhnt sind. Schliesslich muss man bedenken, dass man in 
der Welt der Pharmazie Menschen aus allen Bevölkerungsgruppen antrifft, zu-
mindest in der Stadt. Es geht also um Apotheken in den städtischen Zentren, 
insbesondere dort, wo ich arbeite, also in Lausanne. Dies ist ein Ort mit einer 
Vielfalt von Kulturen. Wir befinden uns nicht auf dem Land oder an sehr abge-
legenen Orten, an denen das Kopftuch anders wahrgenommen werden könnte.

Ausserdem stellten die Arbeitgebenden fest, dass das Kopftuch den Betrieb 
des Unternehmens nicht behinderte. Ein Unternehmen muss darum kämpfen, 
seine Kundschaft zu halten und seinen Umsatz zu generieren. Als sie also 
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feststellten, dass ich wie alle anderen auch, meine eigene lokale Kundschaft 
hatte, die nicht unbedingt einer bestimmten ethnischen oder konfessio-
nellen Gruppe angehörte, waren sie überzeugt, dass es funktioniert. Und man 
möchte den Arbeitgeber nicht enttäuschen, wenn man ein Kopftuch trägt. Die 
Leute vertrauen uns und deshalb will man beweisen, dass man die Leistung 
erbringen kann und die Stelle verdient. Es gibt also ein gewisses Engagement, 
das sich vervielfacht, und man muss mehr als andere beweisen, dass man den 
Job verdient.

Wie lief es mit der Kundschaft? 
Es lief gut, auch wenn es vorkam, dass Kunden ihre Verwunderung oder 
Missbilligung über das Kopftuch zum Ausdruck brachten, aber das war eher 
selten. In den ersten Jahren geschah dies im Durchschnitt zwei- bis dreimal 
pro Jahr und jetzt geschieht es gar nicht mehr. Die Leute haben sich daran 
gewöhnt, mich an meinem Arbeitsplatz zu sehen. Ausserdem hatten meine 
Arbeitgebenden die Intelligenz, sich zu sagen, dass es nur zwei bis drei von 
den Zehntausenden von Menschen betrifft, die wir jedes Jahr in der Apotheke 
sehen. Ich würde sagen, zu Beginn gab es negative Kommentare von Kunden. 
Ich denke, dass dies Menschen sind, die nicht das Gespräch suchen, sondern 
die irgendwann das Bedürfnis verspüren, ihre Meinung zu äussern. Ich gebe zu, 
dass ich mit diesen Leuten nicht diskutiere, weil ich es für eine Zeitverschwen-
dung halte, da sie nicht offen sind für eine Diskussion. Und ansonsten hatte ich 
zwei bis drei Mal Klienten, die mir gegenüber bemerkten, dass das Kopftuch 
sie an die Ordensschwestern ihrer Jugend erinnerte und dass es sie überhaupt 
nicht störe. Es gibt auch positive Äusserungen von Menschen, die überhaupt 
keine Muslime sind und die es positiv finden, dass uns so weit wie möglich die 
Gelegenheit gegeben wird, aktiv am Leben der Gesellschaft, der wir angehö-
ren, teilzunehmen. Es stimmt letztendlich, dass sich die Leute viele Fragen 
stellen, aber wenn sie sehen, dass ich kompetent bin, dann beachten sie mein 
Kopftuch nicht mehr.

Sind Sie in Ihrer beruflichen Laufbahn aufgrund des Tragens des Kopf-
tuchs Kompromisse eingegangen? 
Ja, nämlich dass meine Arbeitgebenden mich gebeten haben, ein weisses 
Kopftuch zu tragen. Sie baten mich darum, weil es besser mit der Farbe der 
Schürze, die ich bei der Arbeit trage, übereinstimmt. Sie waren der Meinung, 

dass es eine neutralere Farbe sei, nicht wie Schwarz, Rot oder andere starke 
Farben. Zu der Zeit war ich noch Studentin und Weiss war eine Farbe, die ich 
hasste, und ich hatte noch nie in meinem Leben ein weisses Kopftuch getra-
gen. Aber dann akzeptierte ich es und beschloss, darüber nicht zu verhandeln. 
Ich sagte mir einfach, wenn ich meine weisse Bluse überziehe, lege ich mein 
weisses Kopftuch an. Ich denke, dass es sehr klug von meinen Arbeitgebenden 
war, mir das vorzuschlagen, denn Weiss ist tatsächlich eine ziemlich neutrale 
und weiche Farbe. Sie erregt weniger Aufmerksamkeit als dunkle oder sehr 
grelle Farben. Alles in allem war es also ein guter Deal. 

Was würden Sie einer Frau, die ein Kopftuch trägt, raten, wenn sie eine 
berufliche Laufbahn wie die Ihre in Erwägung zieht?
Ich würde sagen, dass es am Ende am wichtigsten ist, den Mut zu haben, 
darüber zu sprechen und ehrlich zu sein. Wenn ich über die Bewerbungen 
nachdenke, die ich damals eingesandt habe, denke ich auch an die Fragen, die 
ich mir damals gestellt habe: Soll ich mein Foto auf den Lebenslauf setzen? 
Soll ich mein Foto besser nicht auf dem Lebenslauf setzen und anstelle dessen 
mit dem Kopftuch zum Vorstellungsgespräch gehen?, und: Wenn ich ohne 
das Wissen des Arbeitgebers mit dem Kopftuch am Vorstellungsgespräch er-
scheine, wie werde ich dann wahrgenommen und vor allem, würde sich der Ar-
beitgeber dann nicht in die Ecke gedrängt fühlen? Mit etwas Abstand halte ich 
es für das Beste, sich zu trauen und offen zu sagen: Nun, so bin ich nun einmal, 
lasst uns von Anfang an über das Kopftuch sprechen. Und wenn es ein Problem 
darstellt, dann erklären Sie mir, zu welchen Punkten sich Probleme ergeben. 
Ich sage das, weil ich glaube, dass wir die Menschen respektieren müssen, bei 
denen wir uns bewerben. Aber wir müssen auch respektiert werden. Und mit 
der Erfahrung, dass man mir beim Vorstellungsgespräch «die Meinung» sagte, 
finde ich, dass es unnötig und respektlos war. Ich denke, wir müssen es wagen, 
uns gegenseitig zu konfrontieren, wir müssen dazu stehen wer wir sind, wir 
müssen die Konsequenzen für unsere Entscheidungen tragen. Das Wichtigste 
ist, darüber zu kommunizieren. Es ist nicht das Ziel, zu überzeugen, denn das 
wäre eine gigantische Aufgabe, und ich denke, es ist unmöglich. Aber wenn 
man in Gemeinschaft mit Menschen leben will, muss man sich auch ein wenig 
offenbaren... zumindest im übertragenen Sinne.
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Meine religiöse Praxis am Arbeitsplatz – 		
Theologische Fragen, Themen und Antworten

«Muss ich mich nach einer neuen Arbeitsstelle umsehen, wenn meine Ar-
beitszeiten es mir nicht erlauben, zu beten?», «Hat mein Arbeitgeber das Recht, 
mich aus Gründen der Sicherheit am Arbeitsplatz zu bitten, das Fasten zu 
brechen?», «Was soll ich tun, wenn ich erfahre, dass ein Teil des Einkommens 
des Unternehmens, für das ich arbeite, aus Quellen stammt, die zwar nicht ille-
gal, aber aus religiöser Sicht problematisch sind (z.B. Waffen, Alkohol)?», «Kann 
sich ein landwirtschaftlicher Angestellter weigern, Schweine zu versorgen?», 
«Kann ein Fahrer im Agrar- und Lebensmittelsektor den Transport alkoholhalti-
ger Güter verweigern?», «Darf eine berufstätige Mutter ihrer Verantwortung als 
Arbeitnehmerin den Vorrang geben, vor ihrer Verantwortung als Mutter?», 
«Habe ich das Recht dazu, am Arbeitsplatz über meine Spiritualität zu 
sprechen?», «Wie kann ich auf die Stigmatisierung durch meine Kollegen nach 
jedem vorkommenden Attentat reagieren?». Dies sind einige der Fragen, die 
während der Workshops aufgetaucht sind. Die Vielfalt der angesprochenen 
Themen zeigt, dass die Frage nach dem Islam in der Arbeitswelt weit über das 
Thema des Kopftuches hinausreicht: Speisegebote, Fasten oder Gebete sind 
einige der Themenbereiche, zu denen sich die Teilnehmenden Fragen stellten. 
Um die Debatte und die theologische Reflexion anzuregen, wurden die 
Teilnehmenden während dieser Weiterbildungstage interkulturellen Situationen 
ausgesetzt, in denen gegensätzliche Wertesysteme (zwischen Arbeitnehmen-
den und Arbeitgebenden) aufeinandertrafen, und in denen der Umgang mit der 
Religionszugehörigkeit und ihrer Ausdrucksformen (Gebet, Fasten, Verhüllung, 
Kontakt zum anderen Geschlecht usw.) inszeniert wurde. Diese Situationen 
wurden auf idealtypische Weise anhand der konkreten Fragen der Teilnehmen-
den konstruiert. Als Beispiel werden im Folgenden zwei Situationen vorgestellt:

Waffen für Syrien
Ein junger Mann muslimischen Glaubens arbeitet in der Marketingabteilung 
eines grossen Unternehmens, das Präzisionswaffen herstellt, die normalerweise 
an die Schweizer Armee verkauft werden. Seine Arbeit gefällt ihm und bietet 
eine gute Einkommensquelle. Einige Monate nach seiner Einstellung erfährt er, 
dass von seiner Firma hergestellte Gewehre in Syrien gefunden wurden. Im 
Bewusstsein, dass die Kriegsführung in seinem Religionsverständnis verboten 

ist, beginnt er an der Legitimität seines Berufs zu zweifeln und sich zu fragen, ob 
er nicht auf illegitime Weise sein Geld verdiene.

Wein für eine Hochzeit
Eine junge muslimische Frau arbeitet in einem Catering-Unternehmen. Dieses 
bedient vor allem private Veranstaltungen. Während einer Hochzeit möchten 
Kunden zehn Flaschen Wein bestellen. Das Unternehmen bittet die junge Frau, 
sich um die Bestellung zu kümmern, die Ware abzuholen und direkt zum Fest zu 
bringen. Sie fragt sich, ob das nicht ein Verrat gegenüber ihren religiösen Werten 
darstellt, die Alkoholkonsum strengstens verbieten. Sie würde gerne mit ihrem 
Vorgesetzten darüber sprechen, aber sie hat Angst, entlassen zu werden.

Zur Moderation des Erfahrungsaustausches wurden drei Personen (zwei Män-
ner und eine Frau) eingeladen, die in ihren jeweiligen Verbänden für ihre Reli-
gionskenntnisse anerkannt sind. Die Teilnehmenden wurden dann in drei Grup-
pen aufgeteilt. Jede der drei Gruppen befasste sich unter der Leitung einer 
Person mit einer der Situationen. Sie erhielten folgende Anweisungen:

1.	 Die von der Situation betroffenen Akteurinnen und Akteure zu identifizieren
2.	 Die problematischen Elemente ausfindig zu machen und die Gründe dafür 

anzugeben
3.	 Den Rat, den sie der betroffenen Person geben würden, zu erklären 
4.	 Die Kompetenzen zu identifizieren, die zur Beurteilung der Situation notwen-

dig sind

Die Diskussionen innerhalb der Gruppen sowie der anschliessende Austausch 
im Plenum waren lebhaft. Die oft gegensätzlichen Meinungen widerspiegelten 
die Vielfalt der Praktiken und Standpunkte. Die Debatten konzentrierten sich 
auf vier Hauptthemen: 

1.	 Die individuelle Verantwortung der von der Situation betroffenen Person
2.	 Die Frage, ob das Dilemma ethischer oder theologischer Natur ist
3.	 Ansprechpartner, die beigezogen werden könnten
4.	 Die für die Beurteilung der Situation und die Beratung der Person erforder-

lichen Kompetenzen



36 37

Die individuelle Verantwortung
Für die meisten Teilnehmenden dieser praktischen Übung war es sehr wichtig, 
dass jede Person, die mit dieser Art von Fragen konfrontiert wird, diese aus 
ihrer eigenen Perspektive reflektiert. Ein Teilnehmer betonte beispielsweise, 
wie wichtig es sei, als Individuum über Prioritäten in der islammischen Religion 
nachzudenken. Für diejenigen, die diese Ansicht teilten, war es Sache des Ein-
zelnen, «das bestmögliche Verhalten» durch eine Abwägung unterschiedlicher 
Optionen zu wählen. Ein weiteres wichtiges Element in der Diskussion über den 
Platz des Individuums war dessen Absicht. Das Verhalten sollte nach Ansicht 
mehrerer Teilnehmenden immer nach dem Ziel bewertet werden, das die Han-
dlungsweisen verfolgen. Wenn der Zweck der Handlung «gut» oder 
«lobenswert» war, wurde das Verhalten als moralisch eingeschätzt. Um auf 
das oben angeführte Beispiel bezüglich des Alkoholausschanks zurückzukom-
men, betonten viele Teilnehmende, dass der Alkoholausschank am Ar-
beitsplatz für sie akzeptabel sein könne, insbesondere wenn die Absicht der 
ausführenden Person nicht «schlecht» sei und wenn sie den beruflichen Bedin-
gungen entspreche. Beispielsweise könne, wenn eine Person aufgrund eines 
Auftrags des Arbeitgebers Alkohol ausschenke, diese Aktion als «gut» bewer-
tet werden, da sie damit nicht beabsichtige, die Kunden «Kunden trunken zu 
machen».

Zwischen Ethik und Jurisprudenz
Eine weitere Reflexion, die sich bei der Diskussion der oben dargestellten 
idealtypischen Situationen ergibt, ist die des Verhältnisses zwischen Ethik und 
islamischem Recht. Ein Workshop-Teilnehmer bemerkte, dass das islamische 
Recht und damit die Suche nach einer klaren islamischen Norm oder Regel zur 
Lösung einer Situation allzu oft zu Lasten einer ethischen und situationsbe-
zogenen Reflexion gehe, die den Kontext und die verschiedenen beteiligten 
Akteure berücksichtige. Anstatt einen Konsens mit den verschiedenen Inte-
ressengruppen zu suchen, würden sich einige Personen für vorgefertigte 
Antworten entscheiden, die oft von traditionalistischen Gelehrten stammten 
und die auf unzuverlässigen Websites veröffentlicht seien. 

Dieser Prozess hätte zwei wesentliche Nachteile, nämlich die Trennung der 
ethischen Reflexion von ihrer historischen und situativen Verankerung, indem 
man die temporalen, wissenschaftlichen und kontextuellen Entwicklungen 

nicht berücksichtige und die eigene Entscheidung immer von einem Dritten 
abhängig mache. Viele Teilnehmende wiesen darauf hin, dass die Rechtspre-
chung in einigen Fällen nützlich sein könne, aber sie neige dazu, eindimensio-
nale Antworten auf Situationen zu formulieren, die manchmal vertiefte Überle-
gungen erforderten.

Eine Ansprechperson finden
Ein weiteres viel diskutiertes Thema war die Frage nach der Identifikation kom-
petenter Ansprechpersonen zur Beantwortung der Dilemmata, die sich aus 
den genannten Situationen ergeben. Der Imam als eine Figur, die eine qualita-
tive und sachkundige Beratung anbieten kann, wurde von verschiedenen 
Teilnehmenden erwähnt. Die Teilnehmenden betonten jedoch, dass theolo-
gische Kompetenz zur Beantwortung dieser Fragen zwar grundlegend sei, dass 
diese durch die Kenntnis des Kontextes und insbesondere des Arbeitsrechts 
ergänzt werden müsse. Psychologen oder Mediatoren (z.B. interkulturelle Me-
diatoren) könnten ebenfalls gute Referenzpersonen sein, insbesondere wenn 
es darum gehe, eine Balance zwischen den verschiedenen Wertmassstäben zu 
finden. 

Einer der Teilnehmer erklärte, dass letztlich immer der Einzelne entscheide, 
welche Person sich zum Einholen eines Rates am besten eigne. Diese Be-
merkung bringt uns auf die oben diskutierte Frage der individuellen Verantwor-
tung zurück und erinnert daran, dass letztlich das Individuum verantwortlich 
für die eigene Reflexion ist.
 
Anregungen aus dem Workshop
Im Hinblick auf konkrete Massnahmen betonten die Workshop-Teilnehmen-
den, dass die sich bewerbende Person sich im Voraus fragen müsse, welchen 
Rahmen sie im Arbeitskontext zu akzeptieren bereit sei und insbesondere, was 
sie zu tun oder zu lassen bereit wäre. Eine solche vorgängige Reflexion würde 
es ermöglichen, potenzielle Problemsituationen zu antizipieren. Einige schlu-
gen auch vor, Diskussionsgruppen einzurichten, die sich aus Imamen oder an-
deren Personen mit Kenntnissen des Kontexts zusammensetzen und die theo-
logisch fundierte Antworten geben könnten. Andere wiederum brachten die 
Idee ein, bei der Suche nach pragmatischen Lösungen für die aufgeworfenen 
Fragen auf die Erfahrungen der europäischen Nachbarländer zurückzugreifen
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Junge Muslime und Religion am Arbeitsplatz
An den Workshops zum Thema «Religion am Arbeitsplatz» haben vor al-
lem Personen, die zwischen 20 und 40 Jahre alt und muslimischen 
Glaubens sind, teilgenommen. Davon brachten die meisten einen 
Abschluss auf Tertiärstufe mit und leben in der zweiten oder dritten Ge-
neration in der Schweiz. Es versteht sich von selbst, dass für die 
Nachfolgegenerationen Teilhabe an der Gesellschaft unter anderem 
durch berufliches Fortkommen ausdrückt. Die Berufswahl und Beruf-
sausübung ist Teil ihrer Identität und sie wählen diese gemäss ihren 
Kompetenzen, Wünschen und Möglichkeiten aus. «Religion» als ein wei-
terer Faktor von Identität kann, muss aber nicht, dabei in unterschied-
lichen Graden eine Rolle spielen. Wird die Religionszugehörigkeit für die 
Berufswahl oder später am Arbeitsplatz relevant, beginnt meist ein 
Aushandlungsprozess. 
Eine Teilnehmerin erklärte etwa, dass die erste Generation dazu ten-
dierte, sich anzupassen und innerhalb der Mehrheitsgesellschaft 
möglichst wenig aufzufallen. Ab der zweiten Generation sei die Frage 
nach der gesellschaftlichen Partizipation aufgetaucht und Konflikte in 
Bezug auf die eigene Identität seien sichtbar geworden. Diese Konflikte 
betrachten sie allerdings als potenzielle Kraft zur gesellschaftlichen 
Veränderung. Ein anderer Teilnehmer gab zu bedenken, dass das Thema 
Religion am Arbeitsplatz nicht nur auf das Kopftuch und Gebet reduziert 
werden dürfe, sondern in einem breiteren Kontext betrachtet werden 
müsse. Unter den Teilnehmenden bestand denn auch Konsens über die 
einvernehmliche Regelbarkeit der Gebetszeiten mit dem Arbeitgeber. 
Ein Referent, der auch in der Berufsintegration arbeitet, berichtete über 
die Erfahrung, dass durch das Tragen des Kopftuchs ein erster 
Berufswunsch nicht zwingenden aufgeben werden müsse. Wichtig sei es 
indes, Alternativen aufzuzeigen. Wenn eine junge Frau z.B. eine kaufmän-
nische Ausbildung absolvieren möchte, so sei das vielleicht in erster Li-
nie nicht bei einer Bank möglich, jedoch in einem anderen Betrieb. Sehr 
frustrierend und langfristig lähmend wirke es sich gemäss den 
Teilnehmenden jedoch aus, wenn Personen aufgrund ihres «ausländisch 
klingenden» Namens oder auch wegen des Tragens des Kopftuchs keine 
Arbeit finden, der ihren Qualifikationen entspricht. Meist gingen damit 

sehr grosse Anstrengungen einher und je mehr Absagen kämen, desto 
mehr wachse das Gefühl der Ablehnung durch die eigene Gesellschaft. 
Eine weitere Teilnehmerin erachtete es als ebenfalls problematisch, dass 
Personen mit unterschiedlicher Herkunft oft im Integrations- bzw. Mi-
grationsbereich eine Tätigkeit finden. Es sei wichtig, weg von der «Migra-
tionsrolle» zu kommen, weil auch Interessen in anderen Bereichen 
bestünden. Ebenso wurde in den Workshops ersichtlich, dass nicht nur 
betriebliche Richtlinien, sondern auch die Grundhaltung von Vorge-
setzten sehr wichtig ist. So komme es bei Fragen zur religiösen Identität 
immer wieder zu Situationen, die von den Betroffenen als kränkend em-
pfunden werden, da auch eine persönliche Beziehung zum Arbeitgeber 
besteht. Die Teilnehmenden erachteten es daher auch als wichtig, diese 
Herausforderungen und Problematiken öffentlich zu diskutieren und im 
Bereich Diversität in der Arbeitswelt weiter Sensibilisierungsarbeit zu 
leisten. 
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Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

Die Fragestellungen in Bezug auf die religiöse Praxis im beruflichen Kontext 
sind vielfältig und können, wie in dieser Publikation gezeigt, zu unterschied-
lichen Zeiten und in unterschiedlichen Kontexten auftreten. Die religiöse 
Praxis kann sowohl bei der Einstellung als auch in den täglichen Beziehun-
gen zu den Kolleginnen und Kollegen am Arbeitsplatz thematisiert werden. 
Das Spektrum der Reaktionen, die sie auslöst, kann von einfacher Neugier 
auf unbekannte Praktiken bis hin zu nachgewiesenen Fällen von Diskrimi-
nierung reichen. Darüber hinaus kann Diskriminierung auf verschiedenen 
Ebenen auftreten (zwischen Einzelpersonen, zwischen Gruppen und auf 
institutioneller Ebene). Was Religion am Arbeitsplatz betrifft, so scheinen 
die betreffenden Formen der Diskriminierung eher mit den sichtbaren As-
pekten der Praxis zusammenzuhängen. Um auf diese Herausforderungen zu 
reagieren, ist es wichtig, die Perspektive aller betroffenen Akteure zu 
berücksichtigen, nämlich die der Arbeitgebenden, die der Arbeitnehmen-
den, aber auch die des Staates und der zivilgesellschaftlichen Vereinigun-
gen. Nur durch den Dialog und die Abstimmung zwischen diesen verschie-
denen Instanzen und Organisationen ist es möglich, dauerhafte Lösungen 
zu finden, um Hindernisse beim Zugang zur Arbeitswelt zu überwinden und 
zumindest in einigen Fällen diskriminierende Handlungen zu verhindern. In 
diesem Geist der Offenheit und des Dialogs hatten wir ursprünglich 
beschlossen, mehrere Akteure aus der Wirtschaftswelt zu unseren 
Workshops einzuladen. Leider mussten wir aber eine gewisse Zurückhal-
tung seitens der kontaktierten Unternehmensleitenden und der Personalve-
rantwortlichen feststellen, über ihre Erfahrungen in Bezug auf diese The-
men zu sprechen. Im Lichte der vorgestellten Elemente und als Abschluss 
dieses Themenheftes möchten wir einige Empfehlungen vorstellen, die zur 
Reflexion über gemeinsame Vorgehensweisen einladen.

Erstens ist es wichtig, bei privaten und staatlichen Arbeitgebenden das 
Bewusstsein für die kulturelle und religiöse Vielfalt und deren Praxis zu 
schärfen. Massnahmen zur Sensibilisierung und zur Verhinderung von 
Diskriminierung können sowohl von staatlichen als auch von zivilge-
sellschaftlichen Vereinigungen gefördert werden (siehe dazu die bibliogra-
phische Referenz der 2014 von der Imamplattform des Kantons Zürich 
veröffentlichten Broschüre). Im Hinblick auf die Diskriminierung beim Zu-
gang zur Arbeitswelt müssen Praktiken und Mechanismen eingeführt wer-

den, die der Diskriminierung entgegenwirken und diese weitgehend umge-
hen. Dazu gehören etwas die Verwendung anonymisierter Lebensläufe oder 
die Einführung von Checklisten, die als Leitfaden für Bewerbungsgespräche 
dienen, um zu verhindern, dass Themen wie Kultur oder Religion von vorn-
herein mit den Stellensuchenden angesprochen werden. Ethik-Chartas 
können in Unternehmen eingesetzt werden, um Personalverantwortliche 
auf die religiösen und kulturellen Unterschiede der Mitarbeitenden zu sen-
sibilisieren. Schliesslich könnten Unternehmen mit grösseren Budgets über 
die Einrichtung von Schulungskursen zu den Herausforderungen der Vielfalt 
im beruflichen Kontext nachdenken, wie es einige von ihnen in der Schweiz 
bereits getan haben.

Zweitens ist es wichtig, die bestehenden Fachstellen (staatliche und nichts-
taatliche) zur Verhinderung von Rassismus und Diskriminierung zu stärken. 
Die verschiedenen Institutionen, die sich mit diesem Thema befassen, 
einschliesslich des Netzwerks der Beratungsstellen, sind der Öffentlichkeit 
nicht immer bekannt. Deshalb erachten wir es für wichtig, ihre Arbeit sicht-
barer zu machen. Zu diesem Zweck ermutigen wir auch die Akteurinnen und 
Akteure der Zivilgesellschaft einschliesslich der muslimischen Verbände, 
innerhalb ihrer Netzwerke auf diese Angebote hinzuweisen. 

Auch die Präventions- und Sensibilisierungsarbeit einiger muslimischer Or-
ganisationen ist wichtig und kann sicherlich als wertvolle Ergänzung zu den 
staatlich angebotenen Dienstleistungen betrachtet werden. Der Einsatz 
professioneller Strukturen ermöglicht nicht nur ein wirksames und objek-
tives Mittel zur Bewältigung von Problemen, sondern auch eine Begleitung 
zur Linderung des individuellen Leides, das sonst unbemerkt bleiben würde. 
Die Inanspruchnahme dieser Dienste garantiert zudem eine bessere 
Kenntnis aller rechtlichen Möglichkeiten für Menschen, die Opfer von Diskri-
minierung geworden sind und welche die psychischen und wirtschaftlichen 
Folgen eines Gerichtsverfahrens tragen müssen.

Drittens halten wir es für unerlässlich, dass alle Beteiligten über ihre je eige-
nen Interessen nachdenken, die für sie auf dem Spiel stehen. Es stimmt 
zwar, dass die Gewissens- und Glaubensfreiheit ein Grundwert der De-
mokratie und des Rechtsstaates in der Schweiz darstellt, der so weit wie 
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möglich geschützt werden muss. Aber es ist auch wichtig, zu bedenken, 
dass die Unternehmen ebenfalls Rechte gegenüber ihren Mitarbeitenden 
haben und dass für reibungsfreie Abläufe gesorgt werden muss. Zwar 
können sich zwischen Arbeitnehmenden und Arbeitgebenden Fragen und 
Konflikte im Zusammenhang mit der Religionsausübung ergeben, jedoch 
lassen sich diese in den meisten Fällen pragmatisch und ohne Rückgriff auf 
rechtliche Instrumente lösen. Dazu ist es jedoch notwendig, dass die ver-
schiedenen beteiligten Akteure zum Dialog bereit sind, um Lösungen zu fin-
den, die in die Richtung des gegenseitigen Verständnisses gehen. Eine isla-
mische Selbstreflexion, die sowohl theologische Aspekte als auch 
kontextbezogene Anforderungen berücksichtigt, kann sowohl für Ar-
beitnehmende als auch für Arbeitgebende eine wichtige Ressource sein.

Viertens würden weitere Forschungsarbeiten zur Diskriminierung mehr 
Licht darauf werfen, auf welche Merkmale diskriminierende Handlungen ab-
zielen. Die uns zur Verfügung stehenden Daten zeigen, dass unter anderem 
auch in der Berufswelt mancherorts eine gewisse Ablehnung gegenüber 
Musliminnen und Muslimen besteht. Andere Untersuchungen, darunter 
auch jene zur Diskriminierung beim Zugang zum Arbeitsmarkt, zeigen, dass 
Diskriminierung auf stereotypen Repräsentationen von bestimmten eth-
nischen Gruppen oder von Menschen mit Migrationshintergrund im Allge-
meinen beruht. Das Verständnis der verschiedenen Triebkräfte der Diskri-
minierung ist keine rein intellektuelle Übung. Die Aufdeckung der 
Mechanismen, die der Konstruktion negativer Darstellungen bestimmter 
Gruppen zugrunde liegen, ermöglicht es, eine angemessene und praktische 
Antwort auf ein Phänomen zu finden, das mittlerweile seit mehreren 
Jahrzehnten besteht.
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